
Erklärung von NRhZ und Bundesverband Arbeiterfotografie, 22.5.2026

DGB-Kongress: zartes Friedens-

pflänzchen im NATO-Gestrüpp
Es hatte im Vorfeld des DGB-Bundeskongresses, der
vom 10. bis 13. Mai 2026 in Berlin stattfand, friedens-
politischen Druck aus Gewerkschafter-Kreisen gege-
ben – so von der Initiative SAG NEIN! mit dem Aufruf
"Für einen antimilitaristischen Aufbruch statt dem Ver-
sacken im Burgfrieden. Delegierte, Sagt NEIN!" und
von mehr als 200 IG Metall-Vertrauensleuten bei Ford
in Köln mit der Resolution "Nein zur Kriegswirtschaft
– Wir geben unsere Kinder nicht für Kriege!". Diese
Impulse haben sich ausgewirkt.

"Friedensfähig statt kriegstüchtig"

Verabschiedet wurde der Antrag "Friedensfähig statt
kriegstüchtig" des DGB-Bundesvorstands. Er enthält
so manche richtige friedenspolitische Forderung. Al-
lerdings sind Positionen, wie sie in NATO-gesteuerten
Teilen von Politik, Medien und auch Friedensbewe-
gung zu finden sind, nicht verschwunden.

Vielfach wird das zentrale NATO-Narrativ beschwo-
ren. Gleich im ersten Absatz ist die Rede vom "An-
griffskrieg Russlands gegen die Ukraine", der "die be-
stehende Völkerrechtsordnung... schwer erschüttert"
habe. (siehe dazu Arbeiterfotografie-Erklärung

"Frieden statt Kriegshetze" vom April 2022) Wei-
ter unten im vielseitigen Text heißt es dann: "Der völ-
kerrechtswidrige Angriffskrieg Russlands gegen die
Ukraine hat den Krieg in die unmittelbare Nachbar-
schaft der Europäischen Union gebracht und erzeugt
eine neue Bedrohungslage in Europa". Und dann: "Der
DGB und seine Mitgliedsgewerkschaf-
ten erkennen grundsätzlich an, dass
Russlands Angriffskrieg gegen die
Ukraine und der Wegfall der USA als
verlässliche Schutzmacht eine neue
Bedrohungslage insbesondere für die
Europäische Union bzw. die europäi-
schen NATO-Staaten geschaffen ha-
ben und auch eine Stärkung ihrer Ver-
teidigungsfähigkeit... erforderlich ma-
chen." Die unmittelbar folgende
Kehrtwende in der Argumentation ist
durch dieses Bedienen der NATO-Sicht nicht sonder-
lich überzeugend: "Dies bedeutet jedoch keineswegs,
dass wir eine zunehmende Militarisierung der politischen
und öffentlichen Debatte in Deutschland und Europa

akzeptieren. Im Gegenteil: Wir lehnen sie entschieden
ab! Wir brauchen keine Politik, die der 'Kriegs-
tüchtigkeit' das Wort redet, sondern eine Sicherheits-
politik, die die Freiheit schützt und darauf ausgerichtet
ist, Konflikte zu überwinden."

Immerhin sind die Schuldzuweisungen nicht einseitig ge-
gen Russland gerichtet. In Anbetracht des "Wegfalls der
USA als verlässliche Schutzmacht" – wie der DGB-Bun-
desvorstand sich ausdrückt, die aggressive US-Politik von
Trumps Amtsvorgängern verschleiernd – entwickeln sich
die Positionen des DGB-Bundesvorstands in Richtung
Äquidistanz. Kritisiert werden auch der "völkerrechtswid-
rige Angriff der USA und Israels auf den Iran" sowie die
"gegen das Gewaltverbot der UN-Charta verstoßende
militärische Intervention der US-Regierung in Venezuela".
Und es heißt: "Ob in der Ukraine, im Iran, in Israel, in
Gaza, im Libanon, im Sudan oder in anderen Teilen der
Welt: Verletzungen des Völkerrechts bleiben Verletzun-
gen des Völkerrechts. Sie dulden keine Relativierungen
und keine Doppelmoral. Europa ist gefordert, sich für die
konsequente Ahndung von Völkerrechtsverstößen einzu-
setzen – unabhängig davon, wer sie begeht."

"Nein zur Wehrpflicht!"

Entschiedener formuliert der DGB-Bundesjugend-
ausschuss in seinem Antrag "Nein zur Wehrpflicht!". Darin
wird ausgeführt: "Der DGB ist und bleibt antimilitaristisch.
Wir setzen uns gegen jede Militarisierung unserer Gesell-
schaft ein. Unser Handeln steht im Geiste der Friedensbe-

wegung unter dem Motto 'Nie wie-
der Krieg!' Krieg und die Vorstel-
lung davon dürfen nicht normalisiert
werden. Frieden ist und bleibt das
Ziel gewerkschaftlicher Politik und
muss das Ziel des Staates sein. Un-
sere Haltung bleibt klar: Der DGB
lehnt eine Wiedereinführung der
Wehrpflicht und des Zivildienstes
sowie die Einführung anderer
Pflichtdienste für junge Menschen
ab... Der DGB positioniert sich strikt

gegen die Präsenz von Bundeswehr und Militär an Schulen,
Hochschulen und Bildungseinrichtungen. Wir lehnen den
Einsatz von sog. 'Jugendoffizier*innen' und allgemein jeden
Werbeversuch für die Bundeswehr an Schulen strikt ab."



Erschreckend ist allerdings der zunächst gut klingende
Passus "Wir wollen eine Bundeswehr, die Verteidigungs-
armee ist. Sie muss ausschließlich die Aufgabe haben,
Deutschland und unsere Bündnispartner*innen zu schüt-
zen." Entscheidend ist der Zusatz "und unsere
Bündnispartner*innen". Damit wird die Mitgliedschaft
in dem zurzeit aggressivsten Militärbündnis der Welt,
der global operierenden Terrororganisation namens
NATO, hingenommen und akzeptiert.

"Nie wieder!"

Im Antrag "Nie wieder! Gewerkschaftliche Demokratie-
arbeit forcieren..." ist formuliert: "Der DGB fordert die
Bundesregierung, den Deutschen Bundestag sowie den
Bundesrat auf, die verfassungsrechtlichen Voraussetzun-
gen für ein Parteiverbotsverfahren gegen die Alternative
für Deutschland (AfD) umfassend zu prüfen und die für
diese Prüfung erforderlichen tatsächlichen und rechtlichen
Grundlagen zu gewährleisten sowie – bei Vorliegen der
Voraussetzungen – gemäß Artikel 21 Absatz 2 Grund-
gesetz beim Bundesverfassungsgericht einen entspre-
chenden Antrag zu stellen." Was der DGB-Bundesvor-
stand "vergisst", ist die Forderung zu prüfen, ob bei-
spielsweise gegen die mit ihrer Kriegstreiberei rechts-
extremen Parteien CDU/CSU, SPD und GRÜNE ein
Verbotsverfahren einzuleiten ist.

Die faschistoiden, jenseits aller Rechtsstaatlichkeit vollzo-
genen Sanktionen der EU gegen Personen – insbesonde-
re Journalisten, deren Meinung der EU nicht passt – blei-
ben im Antrag, der angeblich "Demokratiearbeit forcie-
ren, Demokratieförderung und -bildung ausbauen und
Menschenrechte verteidigen" will, vollkommen unerwähnt.
Unberücksichtigt bleibt auch, dass es in Deutschland die
AfD ist, die sich im Januar 2026 als einzige Partei im Bun-
destag gegen die faschistoiden Maßnahmen gestellt hat,
indem sie gegen das Gesetz gestimmt hat, das die finanzi-
elle Unterstützung von EU-Sanktionierten mit Strafe (von
bis zu fünf Jahren Haft) belegt.

"Klimawandel" und "Pandemien"

Was der DGB auch "übersieht", wenn nicht bewusst
ausblendet – und das ist katastrophal – ist die Tatsa-
che, dass Klima-Agenda und Konfrontation zu
Russland die deutsche Wirtschaft ruinieren und damit
Millionen Arbeitsplätze vernichtet werden. Das zu über-
sehen, ist nicht entschuldbar. Damit gräbt der DGB sich
selbst das Wasser ab. Statt die Funktion der Klima-
Agenda als Instrument zur Zerstörung des Industrie-
standorts Deutschland aufzuzeigen, heißt es: "Wer über
Sicherheit sprechen will, darf auch über die Folgen des
Klimawandels nicht schweigen... Klimaschutz ist... eine
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zentrale Bedingung globaler Stabilität." Und auch in ei-
ner anderen Hinsicht fehlt die Fähigkeit bzw. der Wille,
hinter die Kulissen zu blicken. Der DGB plädiert für
"eine starke, solidarische und geschützte Gesellschaft",
die "Krisen besser bewältigen" kann "ob es sich um
innere oder äußere Angriffe auf die Demokratie, um
Naturkatastrophen, Pandemien oder hybride Bedro-
hungen handelt." Damit verschweigt der DGB die Funk-
tion der "Pandemie" als ein Werkzeug, mit dem – wie
es sich im Zuge der Corona-Inszenierung gezeigt hat –
in extremster Weise von unten nach oben umverteilt,
der Mittelstand weitgehend zerstört wurde und Grund-
und Menschenrechte zu Grabe getragen wurden.

Zwei Weltkriege mahnen!

Die gewerkschaftlichen Kräfte, die sich für Frieden und
Verhandlungen einsetzen, müssen gestärkt werden und
haben unsere Solidarität. Wir brauchen Gewerkschaf-
ten, die sich dem Umbau der Wirtschaft in eine Kriegs-
wirtschaft widersetzen. Zwei Weltkriege mahnen! Ei-
nen alles vernichtenden dritten darf es nicht geben!

Quellen:

Antrag "Friedensfähig statt kriegstüchtig – unser gewerk-
schaftlicher Auftrag in unsicheren Zeiten" an den DGB-
Bundeskongress
ht tps : / /www.dgb.de/ f i leadmin/download_center /
Antr%C3%A4ge_23._OBK/Antrag_I02.pdf

Antrag "Nein zur Wehrpflicht!" an den DGB-Bundeskongress
ht tps : / /www.dgb.de/ f i leadmin/download_center /
Antr%C3%A4ge_23._OBK/Antrag_E01.pdf

Antrag "Nie wieder! Gewerkschaftliche Demokratiearbeit for-
cieren, Demokratieförderung und -bildung ausbauen, Men-
schenrechte verteidigen" an den DGB-Bundeskongress
ht tps : / /www.dgb.de/ f i leadmin/download_center /
Antr%C3%A4ge_23._OBK/Antrag_D03.pdf

Aufruf "Für einen antimilitaristischen Aufbruch statt dem Ver-
sacken im Burgfrieden. Delegierte, Sagt NEIN!" an den DGB-
Kongress 2026
https://www.sagtnein.de/

Resolution "Nein zur Kriegswirtschaft – Wir geben unsere Kinder
nicht für Kriege!" der Vertrauensleute der IG Metall bei Ford Köln
https://aktionszeitung.de/index.php/2026/02/21/beschluss-
vertrauensleute-vv-der-ig-metall-bei-ford-koeln/

Frieden statt Kriegshetze! – Erklärung der Arbeiterfotografie
zu Russlands Vorgehen in der Ukraine, April 2022
https://arbeiterfotografie.com/verband/2022-04-ukraine/
flugblatt.pdf


